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3. Instanz

Datum -

Die Beschwerde gegen den Beschluss des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 12.
September 2005 wird zurÃ¼ckgewiesen.

GrÃ¼nde:

I.

Mit Beschluss vom 12.09.2005 wies das Sozialgericht (SG) einen Antrag der
BeschwerdefÃ¼hrerin (Bf.) vom 25.08.2005 auf Erlass einer einstweiligen
Anordnung ab, mit dem diese die Verpflichtung der Beschwerdegegnerin (Ag.) zu
sofortiger Zahlung von Leistungen aus der Rentenkasse auf Grund des
Rentenantrags vom 27.11.2003 bis zur Entscheidung Ã¼ber den zuvor eingelegten
Widerspruch gegen den ablehnenden Bescheid vom 27.07.2005 begehrte, da sie
dringend finanzielle Hilfe benÃ¶tige.

Das SG fÃ¼hrte zur BegrÃ¼ndung seiner Entscheidung aus, der Erlass einer
einstweiligen Anordnung nach Â§ 86b Abs.2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) setze
voraus, dass ohne den vorlÃ¤ufigen Rechtsschutz fÃ¼r die Antragstellerin schwere
und unzumutbare, anders nicht abwendbare Nachteile entstÃ¼nden, zu deren
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nachtrÃ¤glicher Beseitigung die Entscheidung in der Hauptsache nicht mehr in der
Lage wÃ¤re. Dies sei vorliegend nicht der Fall. Das SG verwies auf das anhÃ¤ngige
Widerspruchsverfahren sowie auf mÃ¶gliche AnsprÃ¼che auf Arbeitslosengeld II
oder Sozialhilfe. Auf diese sei die Bf. bis zur endgÃ¼ltigen Entscheidung Ã¼ber den
Rentenanspruch zu verweisen.

Mit der am 19.09.2005 beim SG eingelegten Beschwerde machte die Bf. geltend,
dass sie nicht arbeiten, aber auch nichts unternehmen kÃ¶nne. Sie habe keine
finanziellen Mittel, das Einkommen ihres Mannes reiche gerade fÃ¼r die Miete.

Das SG half der Beschwerde nicht ab.

II.

Die form- und fristgerecht eingelegte Beschwerde ist zulÃ¤ssig, erweist sich aber
als unbegrÃ¼ndet. Die Entscheidung des Erstgerichts ist nicht zu beanstanden.
Nach Â§ 86b Abs.2 SGG kann das Gericht der Hauptsache schon vor Klageerhebung
auf Antrag eine einstweilige Anordnung im Bezug auf den Streitgegenstand treffen,
wenn die Gefahr besteht, dass durch eine VerÃ¤nderung des bestehenden Zustands
die Verwirklichung eines Rechts des Antragstellers vereitelt oder wesentlich
erschwert werden kÃ¶nnte; einstweilige Anordnungen kÃ¶nnen auch zur Regelung
eines vorlÃ¤ufigen Zustands im Bezug auf ein streitiges RechtsverhÃ¤ltnis getroffen
werden, wenn eine solche Regelung zur Abwendung wesentlicher Nachteile nÃ¶tig
erscheint. Diese Voraussetzungen liegen ersichtlich nicht vor. Ein "Recht" der Bf.,
das durch einstweilige bestandsschÃ¼tzende Anordnung gesichert werden
mÃ¼sste, hier das Recht auf Rentenzahlung, steht bisher nicht fest. Der
entsprechende Rentenantrag wurde abgelehnt. Die Bf. muss sich insoweit auf den
Ã¼blichen Verfahrensablauf (Widerspruchsverfahren, Klageverfahren) verweisen
lassen, in den durch einstweiligen Rechtsschutz nicht eingegriffen werden kann.

Eine solche Rechtsposition kann hier auch nicht vorlÃ¤ufig aus dem Gesichtspunkt
der Abwendung wesentlicher Nachteile durch eine Regelungsanordnung
begrÃ¼ndet werden. Sofern die Bf. sich in einer finanziellen Notlage befindet, muss
sie sich auf fÃ¼r solche FÃ¤lle vorgesehene Hilfe zum Lebensunterhalt nach den
einschlÃ¤gigen Bestimmungen verweisen lassen.

Diese Entscheidung ist unanfechtbar (Â§ 177 Abs.2 SGG).

Erstellt am: 02.01.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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